
 

 

PRESSEMITTEILUNG 

Deutliche Alterung bringt den Staat in  
finanzielle Not – was jetzt reformiert werden muss  

 

Die Alterung der Bevölkerung in Deutschland stellt das Land in den kommenden 

Jahren vor große Herausforderungen: So könnten die Sozialversicherungsbeiträge 

schon im Jahr 2035 fast die Hälfte des Einkommens der Erwerbstätigen ausmachen. 

Ein Paket von Reformen ist notwendig – eine neue Studie der Bertelsmann Stiftung 

zeigt, wo die Hebel angesetzt werden könnten. 
 

Gütersloh, 18.11.2021. Wie bedrohlich die Situation ist, beweist der Blick auf die Finanzen: 
Derzeit machen die Beitragssätze der Sozialversicherungen 39,8 Prozent der beitragspflich-
ten Einkommen aus. Ohne Reformen droht dieser Anteil bereits bis zum Jahr 2035 auf 47,9 
Prozent zu steigen, so die Berechnungen einer Studie von Martin Werding, Professor für So-
zialpolitik und öffentliche Finanzen der Ruhr-Universität Bochum, im Auftrag der Bertelsmann 
Stiftung. Mit dem jetzt beginnenden Übergang der Baby-Boomer-Generation in die Rente 
verschlechtert sich das Verhältnis von Beitragszahler:innen und Rentner:innen drastisch.  
 
Noch stehen 100 Menschen im erwerbsfähigen Alter etwa 35 Rentner:innen oder Pensio-
när:innen gegenüber. Bis 2035 sind es bereits 48 Rentner:innen auf 100 Erwerbstätige. „Die 
Alterung der Bevölkerung wird zu einer gefährlichen Belastungsprobe für Staatsfinanzen und 
Sozialsysteme“, warnt Andreas Esche, Wirtschaftsexperte der Bertelsmann Stiftung. „Die 
Veränderungen kommen schleichend und verschleiern den Zeitdruck für notwendige Refor-
men.“  
 

Beiträge, Arbeitskosten und Staatsverschuldung steigen 

Wegen der höheren Abgaben dürften die Bruttolöhne und damit die Arbeitskosten insgesamt 
stark steigen. Trotz zunehmenden Fachkräftemangels droht dadurch eine sinkende Nach-
frage nach vor allem ungelernten Arbeitskräften. Die Arbeitslosigkeit würde deutlich zuneh-
men und schon innerhalb der kommenden 15 Jahre die Arbeitslosenquote auf bis zu 8 Pro-
zent steigen, mit der Folge sinkender Einnahmen für alle Zweige der Sozialversicherung. 
Auch für die öffentlichen Haushalte, die wegen der Corona-Krise ohnehin stark belastet sind, 
hat die Alterung der Bevölkerung negative Folgen. Derzeit liegt die Staatsverschuldung bei 
66,7 Prozent des BIP. Statt nach dem jüngsten, krisenbedingten Anstieg wieder zurückzuge-
hen, steigt die Schuldenlast bis 2035 voraussichtlich auf 71,5 Prozent.  
 
Um diese Entwicklungen zumindest abzuschwächen, stehen mehrere Hebel zur Verfügung: 
Der erste ist die Steigerung von Beschäftigung und Wachstum. Dafür müssten mehr Fach-
kräfte nach Deutschland kommen, zugleich müssten diese schneller integriert werden. Auch 
müsste Frauen der Zugang zum Arbeitsmarkt weiter erleichtert werden. Derzeit stecken Müt-
ter zu oft in der Zweitverdienerinnenfalle, weil die Betreuungsmöglichkeiten für Kinder noch 
immer nicht ausreichen.  
 
Die Anhebung des Renteneintrittsalters stellt einen weiteren Hebel dar, indem zumindest ein 
Teil der gestiegenen Lebenserwartung in eine verlängerte Erwerbsphase übersetzt wird. 
Eine bessere Bildung und eine Verbesserung des Gesundheitszustands könnten ebenfalls 
für mehr Wachstum sorgen. Eine steigende Geburtenrate wäre dagegen erst langfristig ge-
eignet, die Einnahme-Ausgaben-Relation zu entspannen.  



 

 

Die doppelte Haltelinie ist nicht zu halten 

Der Status Quo unseres Rentensystems ist nicht nachhaltig. Derzeit gilt, dass das Rentenni-
veau bis 2025 bei mindestens 48 Prozent liegt und der Beitragssatz 20 Prozent nicht über-
steigen darf. Bliebe diese Regelung dauerhaft erhalten, bedeutete dies für den Bund, dass er 
für massive Fehlbeträge in der gesetzlichen Rentenversicherung einstehen müsste. Die Bun-
desmittel müssten sich bereits bis zum Jahr 2035 von heute 2,9 Prozent des BIP bzw. 92,4 
Milliarden Euro (2019, Euro-Beträge in Preisen von 2015) auf 4,9 Prozent des BIP bzw. 
knapp 181 Milliarden Euro nahezu verdoppeln. Jeder Erwerbstätige müsste dann 4.300 Euro 
allein zum Ausgleich der Rentendefizite zusätzlich erwirtschaften. Eine Alternative wäre, die 
Rente an die steigende Lebenserwartung anzupassen. Bei einer zu erwartenden Zunahme 
der Lebenserwartung um ein Jahr würden nach 2030 dann zwei Drittel des „gewonnenen“ 
Jahres der Erwerbsarbeit zugeschlagen und ein Drittel dem Rentenbezug.  
 
So bliebe das Verhältnis von Erwerbs- und Rentenbezugsphase weitgehend konstant. Das 
Rentenniveau bliebe so bis nach 2060 bei über 45 Prozent, der Beitragssatz ließe sich bei 
rund 24 Prozent stabilisieren. Eine stabile, positive Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Produktivität würde dafür sorgen, dass die Renten absolut betrachtet in der Zukunft dennoch 
deutlich höher wären als heute.  
 
„Keine Einzelreform wird reichen, notwendig ist ein aufeinander abgestimmtes Maßnahmen-
paket zur Sicherung unseres Sozialstaats“, sagt Esche. „Akzeptanz wird dies nur dann fin-
den, wenn die Lasten gemeinsam von allen Mitgliedern der Gesellschaft getragen werden.“  
 
Zusatzinformationen 
Die Ergebnisse basieren auf der Studie „Demografische Alterung und öffentliche Finanzen: 
Wie geht es nach der Covid-19-Krise weiter?“, die Prof. Dr. Martin Werding (Ruhr-Universität 
Bochum) im Auftrag der Bertelsmann Stiftung erstellt hat. Die Studie zeigt mithilfe von empi-
risch gestützten Simulationen bis 2080, dass die öffentlichen Finanzen aufgrund der Effekte 
der demografischen Entwicklung in Deutschland langfristig nicht tragfähig sind. Die Studie 
beinhaltet neben einem Basisszenario auf Grundlage des geltenden Rechts mehrere Alter-
nativszenarien, die zeigen, wie Maßnahmen zur Steigerung von Beschäftigung und Wachs-
tum - etwa bei der Migrationspolitik, der Arbeitsmarktpolitik, der Bildungspolitik sowie der Ge-
sundheitsförderung – beitragen können, die demografische Alterung zu bewältigen.  
 
 
Unser Experte:  Andreas Esche, Telefon: 0 52 41 81 81 333 

E-Mail: andreas.esche@bertelsmann-stiftung.de 

 

 
 
Über die Bertelsmann Stiftung: Menschen bewegen. Zukunft gestalten.  
Die Bertelsmann Stiftung setzt sich dafür ein, dass alle an der Gesellschaft teilhaben können – politisch, 
wirtschaftlich und kulturell. Unsere Themen: Bildung, Demokratie, Europa, Gesundheit, Werte und Wirtschaft. 
Dabei stellen wir die Menschen in den Mittelpunkt. Denn die Menschen sind es, die die Welt bewegen, verändern 
und besser machen können. Dafür erschließen wir Wissen, vermitteln Kompetenzen und erarbeiten Lösungen. 
Die gemeinnützige Bertelsmann Stiftung wurde 1977 von Reinhard Mohn gegründet. 
Weitere Informationen: www.bertelsmann-stiftung.de 
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